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A r b e i t s r e c h t
Krankes Kind
Nimmt eine Arbeitnehmerin ihre erkrankten 
und betreuungsbedürftigen Kinder mit zur 
Arbeit, ist dies zwar eine Verletzung ihrer 
arbeitsvertraglichen Pflichten, rechtfertigt 
jedoch keine fristlose Kündigung durch den 
Arbeitgeber. Dies entschied das Arbeitsge-
richt Siegburg.

Die Klägerin des zugrunde liegenden Falls 
war bei der Beklagten als Altenpflegefach-
kraft beschäftigt. Sie befand sich noch in der 
Probezeit. Während der Arbeit erkrankten 
die Kinder der Klägerin, woraufhin der be-
handelnde Arzt deren Betreuungsbedürftig-
keit feststellte. Zunächst ging die Klägerin 
ihrer Arbeitstätigkeit für die Beklagte weiter 
nach, wobei sie jedoch ihre Kinder zeitweise 
mitnahm. Einige Tage später erkrankte die 
Klägerin dann selbst, und teilte der Beklag-
ten, per SMS mit, dass sie einen Arzt auf- 
suchen müsse. Dieser stellte am Folgetag 
einen später bestätigten Verdacht auf 
Grippe fest. Die Klägerin erhielt eine frist-
lose Kündigung, weil es ihr u.a. verboten 
gewesen sei, ihre Kinder mit zur Arbeit zu 
nehmen. Die Klägerin erhob Kündigungs-
schutzklage gegen die fristlose Kündigung 
und begehrte die Einhaltung der gesetz-
lichen Kündigungsfrist.
Das Arbeitsgericht Siegburg gab der Kla-
ge insoweit statt und entschied, dass das 
Arbeitsverhältnis nicht fristlos, sondern erst 
mit Ablauf der 2-wöchigen Kündigungsfrist 
in der Probezeit beendet worden sei. Die 
fristlose Kündigung hielt es für ungerecht-
fertigt. Zwar sei das Verhalten der Klägerin 

sowohl aus versicherungsrechtlichen Grün-
den als auch wegen der bestehenden An-
steckungsgefahr für die älteren Patienten 
problematisch und eine Pflichtverletzung 
gewesen; einen Grund für eine sofortige 
Beendigung des Arbeitsverhältnisses sah 
das Gericht jedoch nicht. Grundsätzlich rei-
che in einem solchen Fall eine Abmahnung. 
Auch andere Gründe für eine sofortige Be-
endigung konnte der Arbeitgeber nicht 
darlegen.
Arbeitsgericht Siegburg,
Urteil vom 04.09.2019 – 3 Ca 642/19 –

R e i s e r e c h t
Defekte Warnleuchte
Wird ein Flug wegen einer defekten Warn-
leuchte annulliert, so steht den davon be-
troffenen Fluggästen nach Art. 7 Abs. 1 der 
Fluggastrechteverordnung (VO) ein Ent-
schädigungsanspruch zu. Auf einen außer-
gewöhnlichen Umstand im Sinne von Art. 
5 Abs. 3 VO kann sich die Fluggesellschaft 
nicht berufen. Dies hat das Amtsgericht 
Frankfurt am Main entschieden.
Dem Fall lag folgender Sachverhalt zugrun-
de: Zwei Männer hatten für April 2018 einen 
Kurzurlaub in Marseille geplant und daher 
einen Flug von Frankfurt am Main nach 
Marseille und zurück sowie eine Unter-
kunft gebucht. Am Tag der Abreise wurde 
der Flug jedoch nach dem Boarding annul-
liert. Grund dafür war ein Defekt an einer 
Warnleuchte. Aufgrund dessen rechnete die 
Fluggesellschaft nicht mehr mit der Durch-
führbarkeit des Folgefluges vor Eintritt des 
Nachtflugverbots in Frankfurt und somit 
mit Verzögerungen im weiteren Flugablauf 
des Folgetages. Da den beiden Männern 
kein Ersatzflug angeboten wurde, stor-
nierten sie die Unterkunft, wodurch ihnen 
Stornokosten von ca. 307 Euro entstanden. 
Einer der Männer klagte schließlich gegen 
die Fluggesellschaft auf Zahlung einer Ent-
schädigung und Schadensersatz wegen der 
Stornokosten.
Das Amtsgericht Frankfurt am Main ent-
schied zu Gunsten des Klägers. Ihm stehe 
nach Art. 7 Abs. 1 VO ein Anspruch auf Ent-
schädigung wegen der Flugannullierung zu. 
Auf eine Befreiung von der Ausgleichszah-
lungspflicht wegen außergewöhnlicher Um-
stände gemäß Art. 5 Abs. 3 VO könne sich 
die Fluggesellschaft nicht berufen. Ein sol-
cher sei nicht in dem Defekt der Warnleuch-

te zu sehen. Material- oder Wartungsfehler 
seien der betrieblichen Sphäre der Flug- 
gesellschaft zuzurechnen.
Dem Kläger stehe zudem ein Anspruch auf 
Schadensersatz wegen der Stornokosten zu. 
Die Fluggesellschaft habe durch die Flug- 
annullierung ihre Pflicht zur Beförderung 
schuldhaft verletzt.
Amtsgericht Frankfurt am Main,
Urteil vom 13.10.2018 – 31 C 2052/18 (15) –

M i e t r e c h t
Wohnungsbesichtigung durch Vermieter 
Das Interesse des Mieters an der Unver-
letzlichkeit der Wohnung gebietet es, dass 
das dem Vermieter zustehende Besichti-
gungsrecht schonend ausgeübt wird. Dies 
entschied das Landgericht Nürnberg-Fürth 
und bestätigte damit eine Entscheidung des 
Amtsgerichts Erlangen.
Der Kläger des zugrunde liegenden Streit-
falls ist Eigentümer eines Reihenmittel-
hauses, welches er an die Beklagten ver-
mietet hat. Er kündigte das Mietverhältnis 
fristlos, da die Beklagten wiederholt aus 
seiner Sicht völlig unbegründete Mängelan-
zeigen ihm gegenüber gemacht hätten. Der 
Kläger fühlte sich durch diese Mängelan-
zeigen schikaniert und war der Auffassung, 
dass die Fortsetzung des Mietverhältnisses 
für ihn nicht zumutbar sei. Dies begründete 
er auch damit, dass ihm wiederholt verwei-
gert worden sei, das vermietete Objekt zu-
sammen mit einem Zeugen zu besichtigen.

Der Kläger hatte aufgrund der von ihm aus-
gesprochenen Kündigung Räumungsklage 
zum Amtsgericht Erlangen erhoben. Das 
Amtsgericht Erlangen wies die Klage ab, 
da aus seiner Sicht ein Kündigungsgrund 
nicht vorlag. Im Hinblick auf den geltend 
gemachten Kündigungsgrund, dass einem 
mitgebrachten Zeugen der Zutritt zur Woh-
nung verwehrt worden sei, führte das Amts- 
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gericht aus, dass ein Vermieter grundsätz-
lich vom Mieter verlangen könne, unter be-
stimmten Voraussetzungen die Mieträume 
zum Zwecke der Besichtigung zu betreten. 
Allerdings bedürfe es hierzu eines beson-
deren Anlasses, welcher insbesondere dann 
gegeben sei, wenn es darum gehe, Schäden 
oder Gefährdungen festzustellen oder zu 
überprüfen. Dabei dürfe der Vermieter aus 
sachlichen Gründen auch dritte Personen 
zur Besichtigung mitbringen. Allerdings fol-
ge aus der Unverletzlichkeit der Wohnung 
nach Art. 13 GG grundsätzlich, dass es sich 
um Personen handeln müsse, die dem An-
lass der Besichtigung gerecht werden.
Der Kläger legte gegen das Urteil des Amts-
gerichts Erlangen Berufung zum Landge-
richt Nürnberg-Fürth ein, die das Gericht 
jedoch zurückwies. Das Landgericht teilte 
die Auffassung des Amtsgerichts, dass der 
Vermieter bei einem Besichtigungstermin 
zum Zwecke der Mangelüberprüfung zwar 
eine fachkundige Person, wie etwa einen 
Handwerker oder einen Sachverständigen, 
mitbringen dürfe, nicht aber einen sachun-
kundigen Dritten. Dem Interesse des Mie-
ters an der Unverletzlichkeit der Wohnung 
werde nur dann Rechnung getragen, wenn 
eine Besichtigung effektiv durch fachkun-
dige Personen durchgeführt und weitere 
Termine vermieden würden.
Landgericht Nürnberg-Fürth,
Beschluss vom 18.06.2019 – 7 S 8432/17 –

F a m i l i e n r e c h t
Karrieresprung und Trennungsunterhalt
Im Rahmen des Trennungsunterhalts bleibt 
ein erhöhtes Einkommen unberücksichtigt, 
wenn die Einkommensentwicklung un-
erwartet und vom Normalfall erheblich 
abweicht. In diesem Fall liegt ein Karrie-
resprung vor, der unterhaltsrechtlich un-
beachtet bleibt. Dies hat das Oberlandes- 
gericht Brandenburg entschieden.

In dem zugrunde liegenden Fall lebte ein 
Ehepaar seit 2015 getrennt. Aufgrund einer 
Unterhaltsvereinbarung aus dem Jahr 2016 
erhielt die Ehefrau einen monatlichen Tren-
nungsunterhalt. Nachfolgend bewarb sich 
der Ehemann in seinem Betrieb erfolgreich 
auf eine höhere Stelle. Er nahm nun eine 
deutlich höhere Verantwortung war und 
erhielt zudem ein deutlich höheres Ein-
kommen. Dies nahm die Ehefrau zum An-
lass, gerichtlich einen höheren Trennungs- 
unterhalt zu verlangen. Das Amtsgericht 
Bernau gab dem statt. Dagegen richtete 
sich die Beschwerde des Ehemanns.
Das Oberlandesgericht Brandenburg ent-
schied, dass die Einkommensverbesserung 
des Ehemanns nach der Trennung für die 
Berechnung des Trennungsunterhalts un-

berücksichtigt bleibt. Beim Trennungs- 
unterhalt sei eine Einkommensentwicklung 
nur beachtlich, wenn diese zum Zeitpunkt 
der Trennung mit hoher Wahrscheinlich-
keit zu erwarten war und diese Erwartung 
bereits auch die ehelichen Lebensverhält-
nisse bis zur Trennung geprägt hat.
Beruht die Einkommensverbesserung da-
gegen auf Veränderungen nach der Tren-
nung, die auf einer unerwarteten und vom 
Normalfall abweichenden Entwicklung 
beruhen, sei das höhere Einkommen nicht 
eheprägend. Ein solcher Karrieresprung 
bleibe außer Betracht.
Ein nicht zu berücksichtigender Karrie-
resprung habe aus Sicht des Oberlan-
desgerichts beim Ehemann vorgelegen. 
Der Wechsel in eine deutlich verantwor-
tungsvollere Tätigkeit mit einem deutlich 
höheren Einkommen stelle als Leistungs-
beförderung üblicherweise einen Karriere-
sprung dar.
Oberlandesgericht Brandenburg,
Beschluss vom 03.06.2019 – 9 UF 49/19 –

S o z i a l r e c h t
Arbeitsweg von Hartz IV-Empfänger 
Das Landessozialgericht Niedersachsen- 
Bremen hat entschieden, dass einem Be-
zieher von Grundsicherungsleistungen eine 
Wegstrecke von weniger als 10 km mit dem 
Fahrrad zumutbar ist.
Zugrunde lag der Fall eines 28-jährigen 
Mannes. Er wohnte in der Bremer Innen-
stadt und absolvierte eine Ausbildung zum 
Einzelhandelskaufmann in einem Einkaufs-
zentrum im Bremer Umland. Den 35 km lan-
gen Weg zur Arbeit fuhr er bislang mit dem 
Auto seines Vaters. Dieser war nun selbst auf 
den Wagen angewiesen. Eine Fahrzeugfinan-
zierung durch Bankkredit war wegen einer 
Privatinsolvenz des Mannes nicht möglich.
Beim Jobcenter beantragte er 4.500 Euro 
Fördergeld, um den Wagen seiner Tante 
abkaufen zu können. Dies sei erforderlich, 
da er im rotierenden Schichtmodell bis 
20 Uhr und beim Late-Night-Shopping bis 
22 Uhr arbeite. Öffentliche Verkehrsmittel 
könne er um diese Zeit nicht mehr nutzen. 
Der örtliche Bahnhof sei 5½ km entfernt 
und der letzte Bus dorthin fahre um 19 Uhr. 
Das Jobcenter lehnte eine Förderung ab, 
da der Mann nicht auf einen PKW ange-
wiesen sei. Er könne den Bahnhof auch mit 
dem Fahrrad oder mit einer Fahrgemein-
schaft erreichen.
Das Landessozialgericht Niedersachsen- 
Bremen bestätigte vorläufig die Rechts-
auffassung des Jobcenters im Eilverfahren. 
Es sei dem Mann durchaus möglich, die 
Strecke zum Bahnhof auf dem Radweg ent-
lang der Bundesstraße mit dem Rad zu fah- 
ren. Die Strecke habe keine nennenswerten 
Steigungen oder Gefahren. Es sei auch nicht 
zutreffend, dass Grundsicherungsempfän-
ger generell nur auf den ÖPNV verwiesen 
werden könnten. Auch in den Wintermo-
naten und nach 20 Uhr sei es für einen er-
wachsenen, gesunden Leistungsempfänger 
zumutbar, ein- bis zweimal täglich eine 
Wegstrecke von weniger als 10 km mit dem 
Fahrrad zurück zu legen.
Landessozialgericht Niedersachsen-Bremen, 
Beschluss vom 18.09.2019 – L 15 AS 200/19 B ER –

V e r k e h r  s r e c h t
Überschreitung der zulässigen Parkdauer
Wird die zulässige Parkdauer um mehrere 
Stunden überschritten, so rechtfertigt dies 
das unmittelbare Abschleppen des Fahr-
zeugs. Eine unverhältnismäßig schwere 
Belastung liegt darin nicht. Dass freie Park-
plätze vorhanden sind und eine Behinde-
rung nicht vorliegt, spielt keine Rolle. Dies 
entschied das Verwaltungsgericht Aachen.

Dem Fall lag folgender Sachverhalt zugrun-
de: Nachdem ein VW Golf die zulässige 
Parkdauer von zwei Stunden um drei Stun-
den überschritten hatte, wurde das Fahr-
zeug abgeschleppt. Gegen den Halter des 
Fahrzeugs wurden Verwaltungsgebühren 
von 55 EUR festgesetzt. Dagegen richtete 
sich die Klage des Fahrzeughalters. Er mein-
te, das Abschleppen sei unverhältnismäßig 
gewesen. Eine Behinderung habe durch sein 
Fahrzeug nicht vorgelegen. Zudem haben 
ausreichend andere Parkplätze zur Verfü-
gung gestanden.
Das Verwaltungsgericht Aachen entschied 
gegen den Kläger. Der Gebührenbescheid 
sei rechtmäßig. Durch das Abschleppen sei-
nes verbotswidrig geparkten Fahrzeugs sei 
der Kläger nicht unverhältnismäßig schwer 
belastet worden.
Den Einwand des Klägers, es seien freie 
Parkplätze vorhanden gewesen, hielt das 
Verwaltungsgericht für unbeachtlich. Es sei 
aufgrund der negativen Vorbildwirkung in-
folge der erheblichen Überschreitung der 
Höchstparkdauer ein generalpräventives 
Interesse an dem Abschleppen des kläge-
rischen Fahrzeugs zu berücksichtigen. Er-
fahrungsgemäß veranlassen verbotswidrig 
geparkte Fahrzeuge andere Kraftfahrer zu 
gleichem verbotswidrigem Verhalten. Je-
denfalls wenn die Parkzeit unter Verstoß 
gegen § 13 StVO um mehrere Stunden 
überschritten ist, sei das unmittelbar ausge-
führte Abschleppen verhältnismäßig.
Nach Auffassung des Verwaltungsgerichts 
sei es zudem nicht erforderlich, dass durch 
das verbotswidrige Parken eine konkrete 
Verkehrsbehinderung eingetreten ist. Be-
reits die Möglichkeit einer Behinderung und 
eine Funktionsbeeinträchtigung der Ver-
kehrsfläche seien ausreichend.
Verwaltungsgericht Aachen,
Urteil vom 16.05.2018 – 6 K 5781/17 –
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